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und Übersetzungen besitzen im Empfangsstaat die gleiche Be­
weiskraft wie entsprechende Urkunden, Dokumente und 
Übersetzungen, die von den zuständigen Organen des Emp­
fangsstaates errichtet, ausgestellt, oder angefertigt worden 
sind, sofern sie den Rechtsvorschriften des Empfangsstaates 
nicht widersprechen.

Artikel 40

(1) Eine konsularische Amtsperson hat das Recht,
a) von Staatsbürgern des Entsendestaates oder für sie Do­

kumente, Geld, Wertsachen und andere Gegenstände in 
Verwahrung zu nehmen, sofern das nicht den Rechts­
vorschriften des Empfangsstaates widerspricht;

b) Dokumente, Geld, Wertsachen und andere Gegenstände, 
die den Staatsbürgern des Entsendestaates während ihres 
Aufenthaltes im Empfangsstaat abhanden gekommen 
sind, von den Organen des Empfangsstaates zur Über­
mittlung an die Eigentümer entgegenzunehmen.

(2) Die gemäß Absatz 1 in Verwahrung genommenen Ge­
genstände dürfen aus dem Empfangsstaat nur ausgeführt 
werden, wenn dies nicht im Widerspruch zu den Rechtsvor­
schriften des Empfangsstaates steht.

Artikel 41
Die zuständigen Organe des Empfangsstaates informieren 

die konsularische Vertretung unverzüglich über den Tod eines 
Staatsbürgers des Entsendestaates im Empfangsstaat und 
übersenden eine Ausfertigung der Sterbeurkunde. Für die 
Ausstellung und Übermittlung der Urkunde werden keine 
Gebühren erhoben. Erhält die konsularische Vertretung zu­
erst vom Tod eines Staatsbürgers des Entsendestaates Kennt­
nis, benachrichtigt sie darüber die zuständigen Organe des 
Empfangsstaates.

Artikel 42
(1) Die zuständigen Organe des Empfangsstaates übermit­

teln der konsularischen Vertretung alle ihnen bekannten An­
gaben über den Nachlaß eines im Empfangsstaat verstorbe­
nen Staatsbürgers des Entsendestaates, das Vorliegen testa­
mentarischer Verfügungen des Verstorbenen und, soweit vor­
handen, sonstige Angaben über den Erbfall.

(2) Die zuständigen Organe des Empfangsstaates informie­
ren eine konsularische Vertretung, wenn im Empfangsstaat 
ein Nachlaß vorhanden ist, für den ein Staatsbürger des Ent­
sendestaates, der seinen Wohnsitz nicht im Empfangsstäat 
hat, als Anspruchsberechtigter in Betracht kommt.

(3) Erhält eine konsularische Vertretung auf einem ande­
ren Weg Informationen, wie sie in Absatz 1 und 2 bezeichnet 
sind, informiert sie darüber die zuständigen Organe des Emp­
fangsstaates.

Artikel 43
In den im Artikel 42 genannten Erbschaftsangelegenheiten 

ist eine konsularische Amtsperson berechtigt, die zuständigen 
Organe des Empfangsstaates zu ersuchen, die erforderlichen 
Maßnahmen zur Sicherung und Verwaltung des Nachlasses 
zu treffen. Sie kann in Übereinstimmung mit den Rechts­
vorschriften des Empfangsstaates bei der Durchführung 
dieser Maßnahmen mitwirken.

Artikel 44
(1) Eine konsularische Amtsperson ist berechtigt, von den 

zuständigen Organen des Empfangsstaates nach Abschluß aller 
Formalitäten in einer Erbschaftsangelegenheit den beweg­
lichen Nachlaß oder den durch den Verkauf des beweglichen 
oder unbeweglichen Nachlasses erzielten Erlös zur Weiter­
leitung an einen Anspruchsberechtigten, der Staatsbürger des 
Entsendestaates ist, weder seinen Wohnsitz oder Aufenthalt

noch einen Vertreter im Empfangsstaat hat, entgegenzuneh­
men.

(2) Nach Absatz 1 wird verfahren, wenn

a) die Nachlaßverbindlichkeiten, mit denen der Nachlaß 
belastet ist, bezahlt sind oder deren Bezahlung sicher­
gestellt ist;

b) die mit dem Nachlaß verbundenen Steuern bezahlt sind 
oder deren Bezahlung sichergestellt ist;

c) die Eigenschaft der betreffenden Person als Erbe oder 
anderer Anspruchsberechtigter nachgewiesen ist.

(3) Die Ausfuhr der im Absatz 1 genannten Vermögens­
werte erfolgt in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschrif­
ten des Empfangsstaates.

Artikel 45

Die zuständigen Organe des Empfangsstaates übergeben 
einer konsularischen Amtsperson die von einem Staatsbürger 
des Entsendestaates mitgeführten persönlichen Gegenstände, 
Geldmittel und Wertsachen, wenn dieser während eines zeit­
weiligen Aufenthalts im Empfangsstaat verstorben ist und 
die direkte Übergabe der Vermögenswerte an den Anspruchs^ 
berechtigten oder einen Bevollmächtigten nicht möglich ist.

Artikel 46

(1) Die zuständigen Organe des Empfangsstaates benach­
richtigen die konsularische Vertretung schriftlich über alle 
Fälle, in denen es notwendig ist, einen Vormund oder Pfle­
ger für einen nicht volljährigen oder handlungsunfähigen 
Staatsbürger des Entsendestaates, der seinen Wohnsitz oder 
Aufenthalt im Empfangsstaat hat, zu bestellen oder andere 
Schutzmaßnahmen für einen solchen Staatsbürger zu ergrei­
fen, die nach den Rechtsvorschriften des Empfangsstaates 
vorgesehen sind.

(2) Eine konsularische Amtsperson hat das Recht, sich in 
allen erforderlichen Fällen an die zuständigen Organe des 
Empfangestaates zu wenden, um die Bestellung eines Vor­
mundes oder Pflegers für einen nicht volljährigen oder hand­
lungsunfähigen Staatsbürger des Entsendestaates oder an­
dere Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Interessen eines 
solchen Staatsbürgers zu erwirken. Sie kann insbesondere ge­
eignete Personen für die Bestellung als Vormund oder Pfle­
ger Vorschlägen.

Artikel 47

(1) Eine konsularische Amtsperson hat das Recht, mit jedem 
Staatsbürger des Entsendestaates in Verbindung zu treten, 
sich mit ihm zu treffen und ihm Unterstützung im Verkehr 
mit den Organen des Empfangsstaates zu gewähren.

(2) Der Empfangsstaat schränkt in keiner Weise die Be­
ziehungen und den Zutritt eines Staatsbürgers des Entsende­
staates zur konsularischen Vertretung ein.

(3) Die Organe des Empfangsstaates unterstützen eine kon­
sularische Amtsperson auf deren Ersuchen im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten beim Erhalt von Informationen über Staats­
bürger des Entsendestaates, damit sich die konsularische 
Amtsperson mit ihnen in Verbindung setzen oder sie treffen 
kann.

(4) Die Bestimmungen in den Absätzen 1 bis 3 dieses Arti­
kels gelten auch für den Kapitän und die Besatzungsmitglie­
der eines Schiffes des Entsendestaates, sofern sie nicht Staats­
bürger des Empfangsstaates sind.

(5) Die zuständigen Organe des Empfangsstaates informieren 
unverzüglich den Staatsbürger des Entsendestaates, der vor-


